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Thema der Woche 

Beginn der deutschen Ratspräsidentschaft 

Am 1. Juli löste Deutschland die kroatische Ratspräsidentschaft ab. Unter dem Motto „Gemeinsam. Europa wieder stark 

machen“ wird Deutschland in den kommenden sechs Monaten die Sitzungen im Rat der Europäischen Union leiten. Zent-

rale Themen werden dabei die gemeinsame Überwindung der Corona-Krise und die Stärkung des Zusammenhalts in der 

EU sein. 

Deutschland übernahm am 1. Juli die Ratspräsi-

dentschaft als Teil der Trio-Ratspräsidentschaft 

mit Portugal und Slowenien. Die Grundlage für 

das deutsche Programm bilden die Strategische 

Agenda und das angepasste Arbeitsprogramm 

der Europäischen Kommission. Die Schwerpunk-

te des deutschen Vorsitzes sind: 

 

• die dauerhafte Überwindung der Corona-

Krise und wirtschaftliche Erholung 

• ein stärkeres und innovativeres Europa 

• ein gerechtes und nachhaltiges Europa 

• ein Europa der Sicherheit und der gemein-

samen Werte 

• ein starkes Europa in der Welt 

 

Deutschland setzt sich für eine rasche Verab-

schiedung des Mehrjährigen Finanzrahmen 2021 

– 2027 und die zügige Einrichtung eines Wieder-

aufbaufonds ein, um eine nachhaltige wirt-

schaftliche und soziale Erholung auch durch am-

bitionierte Investitionen in Klimaschutz, For-

schung und Digitalisierung zu erreichen. Damit 

soll die Europäische Union den Herausforderun-

gen der Krise begegnen und ihre längerfristigen 

strategischen Ziele verfolgen. 

 

Weitere Schwerpunktthemen sind die zukünfti-

gen Beziehungen mit dem Vereinigten König-

reich und die Erneuerung der Migrations- und 

Asylpolitik. Im Rahmen des Gemeinsamen Euro-

päischen Asylsystems (GEAS) möchte Deutsch-

land „ein faires, funktionsfähiges, effizientes und 

krisenfestes System schaffen“. Dieses soll die 

Verantwortlichkeiten und Solidarität neu regeln, 

die Überlastung einzelner Mitgliedstaaten durch 

eine gerechte Verteilung der Schutzsuchenden 

nach einem fairen Zuständigkeitsregime vermei-

den und Sekundärmigration effektiv begegnen. 

Darüber hinaus will Deutschland ein ver-

pflichtendes Verfahren an den EU-

Außengrenzen einführen, um Asylanträge im 

Rahmen eines Vorverfahrens frühzeitig zu kate-

gorisieren, zu prüfen und bei offensichtlich feh-

lender Schutzbedürftigkeit die Einreise in die EU 

zu verweigern.  

 

Im Zusammenhang mit dem Brexit stehen bis 

Ende des Jahres intensive Verhandlungen an, die 

der EU-Chefverhandler Michel Barnier führt. 

Deutschland wird sich dabei für den fortgesetz-

ten Zusammenhalt der EU27 einsetzen. Ziel ist 

es, auf Grundlage der gemeinsam vereinbarten 

Politischen Erklärung ein für beide Seiten attrak-

tives Abkommen zu erreichen. 

 

 

https://www.eu2020.de/eu2020-de/schwerpunkte-der-deutschen-eu-ratspraesidentschaft/2324718
https://www.eu2020.de/eu2020-de/schwerpunkte-der-deutschen-eu-ratspraesidentschaft/2324718
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Eüropa ische Kommission 

EU-Kommission veröffentlichte Bericht über 

Subsidiarität und die Zusammenarbeit mit 

nationalen Parlamenten 

Anlässlich des Internationalen Tag des Parlamentarismus veröffentlichte die Kommission am 30. Juni den jähr-

lichen Bericht über die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit, und die Be-

ziehungen zu den nationalen Parlamenten. Demnach wurden 2019 weniger Initiativen und Legislativvorschläge 

vorgelegt als in den Jahren zuvor. Die Kommission führt dies auf den Übergang von der Kommission Juncker 

zur Kommission von der Leyen zurück. 

Infolge des Übergangs zwischen zwei Kommissi-

onsamtszeiten nahm das Arbeitsvolumen der 

nationalen Parlamente im Zusammenhang mit 

dem Subsidiaritätskontrollmechanismus und 

dem politischen Dialog mit der Kommission vo-

rübergehend ab. Laut dem Bericht haben natio-

nale Parlamente im Vorjahr 159 Stellungnahmen 

an die Europäische Kommission geschickt und  

damit zum politischen Dialog beigetragen. 2018 

gingen indes 569 Stellungnahmen ein. 2019 war 

das erste Jahr seit dem Inkrafttreten des Ver-

trags von Lissabon, in dem die nationalen Parla-

mente der Kommission keine begründete Stel-

lungnahme übermittelten. Bei den anderen Ar-

ten von Stellungnahmen der nationalen Parla-

mente betrafen 75 % nicht legislative Initiativen 

der Kommission oder es handelte sich um Initia-

tivstellungnahmen. Dies zeigt deutlich, dass die 

nationalen Parlamente ein Interesse daran ha-

ben, zur Arbeit der Kommission in einem frühen 

Stadium des Beschlussfassungsprozesses einen 

zukunftsorientierten politischen Beitrag zu leis-

ten. 

2019 unternahm die Kommission erhebliche An-

strengungen die Empfehlungen der Taskforce 

für Subsidiarität, Verhältnismäßigkeit und 

„Weniger, aber effizienteres Handeln“ nachzu-

kommen, insbesondere im Rahmen ihrer Arbeit 

im Bereich der besseren Rechtsetzung. Ziel ist 

es, EU-Rechtsvorschriften besser vorzubereiten 

und dafür zu sorgen, dass sie den Grundsätzen 

der Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit ent-

sprechen. Zu Beginn ihrer Amtszeit am 1. De-

zember 2019 hob Präsidentin von der Leyen die 

Bedeutung der engen Zusammenarbeit mit nati-

onalen Parlamenten hervor und forderte, dass 

jedes Kommissionsmitglied innerhalb der ersten 

beiden Jahre seiner Amtszeit sämtliche Mitglied-

staaten besucht und regelmäßig mit den natio-

nalen Parlamenten zusammenkommt. 

 

Hier finden Sie den vollständigen Bericht der EU-

Kommission. 

https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/com-2020-272-de.pdf
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Rat der Eüropa ischen Union 

 Der verhandelte Text wurde noch am selben Tag 

vom Sonderausschuss Landwirtschaft des Rates 

gebilligt. Die noch unter die kroatische Ratspräsi-

dentschaft fallende informelle Einigung wurde 

vom Vorsitz, vertreten durch die kroatische Land-

wirtschaftsministerin Marija Vučković, wie folgt 

begründet: „Durch die Verlängerung der gelten-

den Vorschriften um zwei weitere Jahre und bis 

zur Einigung und Durchsetzung der neuen GAP 

wird allen LandwirtInnen in ganz Europa die drin-

gend benötigte Vorhersehbarkeit und Sicherheit 

während der COVID-19-Krise gegeben. Die EU 

wird weiter Programme zur Entwicklung des länd-

lichen Raums finanzieren und europäische Land-

wirtInnen mit Direktzahlungen unterstützen. Zu-

gleich ist ein reibungsloser Übergang zum nächs-

ten GAP-Zeitraum gewährleistet.“ 

 

Durch die Verlängerung können Zahlungen an 

LandwirtInnen sowie andere Begünstigte ohne 

Unterbrechung fortgesetzt werden. Darüber hin-

aus werden die Mitgliedstaaten während dieser 

zwei Jahre Zeit haben, ihre Strategiepläne gemäß 

den neuen GAP-Rechtsvorschriften auszuarbeiten 

und deren Umsetzung nach der Genehmigung 

durch die Kommission zu planen. 

 

Die endgültige Annahme der Übergangsverord-

nung wird bis Ende 2020 erwartet, da sie eng mit 

dem Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) verknüpft 

ist, über den derzeit intensiv verhandelt wird. 

 

Hintergrundinformationen  

 

Angesichts des derzeitigen Stands der Beratungen 

über die GAP-Reform im Europäischen Parlament 

und im Rat sowie der laufenden Verhandlungen 

über den MFR wurde deutlich, dass das Gesetzge-

bungsverfahren nicht rechtzeitig abgeschlossen 

wird, um die neuen Vorschriften und die GAP-

Strategiepläne ab dem 1. Januar 2021 anwenden 

zu können. Daher musste ein Übergangszeitraum 

eingeplant werden. Im Oktober 2019 schlug die 

Kommission eine Verlängerung des bestehenden 

Rechtsrahmens der GAP vor, wobei der Vorsitz am 

6. April 2020 ein partielles Mandat für die Ver-

handlungen mit dem Europäischen Parlament er-

hielt. Da das Parlament und der Rat nun zumin-

dest informell ein übereinstimmendes Verständnis 

über den Übergangszeitraum entwickelt haben, 

bleiben vorerst nur noch die im Zusammenhang 

mit dem MFR stehenden Fragen offen. 

Gemeinsame Agrarpolitik: Informelle Einigung über 

eine Übergangsverordnung  

Der Rat der Europäischen Union hat am 30. Juni ein übereinstimmendes Verständnis mit dem Europäischen 

Parlament darüber erzielt, dass die europäischen LandwirtInnen, wenn die neue Gemeinsame Agrarpolitik 

(GAP) in Kraft tritt, weiterhin gemäß dem geltenden Rechtsrahmen unterstützt werden.  

https://www.consilium.europa.eu/media/44785/st09114-en20.pdf
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Eüropa isches Parlament 

In einem am 29. Juni in Brüssel angenommenen 
Bericht skizzieren die Abgeordneten des Aus-
schusses für Industrie, Forschung und Energie 
(ITRE) ihre Strategie zur Energiespeicherung, die 
eine entscheidende Rolle im Pariser Klima-
Abkommens spielt. 
 
Die federführende Europaabgeordnete Claudia 
Gamon (Fraktion „Renew Europe“, Österreich) 
sagte: „Die Energiespeicherung wird für den 
Übergang zu einer dekarbonisierten Wirtschaft 
auf der Grundlage erneuerbarer Energiequellen 
von wesentlicher Bedeutung sein. Da Elektrizität, 
die durch Wind- oder Sonnenenergie erzeugt 
wird, nicht immer in den benötigten Mengen zur 
Verfügung steht, werden wir Energie speichern 
müssen. Abgesehen von Speichertechnologien, 
von denen wir bereits wissen, dass sie gut funkti-
onieren, wie etwa Pumpspeicherkraftwerke, 
werden in Zukunft auch neue Batterietechnolo-
gien, thermische Speicherung oder grüner Was-
serstoff eine entscheidende Rolle spielen. Diese 
müssen Marktzugang erhalten, um eine konstan-
te Energieversorgung zu gewährleisten“. 
 
Grüner Wasserstoff 
 
Der Ausschuss für Industrie, Forschung und Ener-
gie fordert die Europäische Kommission und die 
Mitgliedsstaaten auf, regulatorische Hindernisse 
zu beseitigen, die die Entwicklung von Energie-
speicherprojekten behindern, wie etwa Doppel-
besteuerung oder Unzulänglichkeiten in den EU-
Netzkodizes. Auch die transeuropäischen Ener-
gienetze müssten überarbeitet werden, um die 
Förderkriterien für diejenigen zu verbessern, die 

Energiespeicher entwickeln wollen, so die Abge-
ordneten. 
 
Die Abgeordneten heben auch das Potenzial von 
Wasserstoff hervor, der aus erneuerbaren Quel-
len hergestellt wird, so genannter „grüner Was-
serstoff“. Sie fordern die Kommission auf, die 
Forschung und Entwicklung einer Wasserstoff-
wirtschaft weiterhin zu unterstützen. Unterstüt-
zende Maßnahmen seien notwendig, um die 
Kosten von grünem Wasserstoff zu senken und 
ihn wirtschaftlich rentabel zu machen, so die Ab-
geordneten. Die Kommission sollte auch prüfen, 
ob eine Nachrüstung der Gasinfrastruktur für 
den Transport von Wasserstoff möglich ist, da 
die Verwendung von Erdgas nur Übergangscha-
rakter habe. 
 
Batterien und neue Speicheroptionen 
 
Der Ausschuss unterstützt auch die Bemühungen 
der Kommission, europäische Normen für Batte-
rien zu schaffen und die Abhängigkeit von deren 
Produktion außerhalb Europas zu verringern. Die 
starke Abhängigkeit der EU von der Einfuhr von 
Rohstoffen aus Quellen, deren Gewinnung die 
Umwelt schädigt, sollte durch verbesserte Recyc-
lingsysteme und durch die nachhaltige Be-
schaffung von Rohstoffen, möglicherweise in der 
EU, verringert werden. 
 
Schließlich schlagen die Abgeordneten Möglich-
keiten vor, andere Speicheroptionen wie mecha-
nische und thermische Speicherung sowie die 
Entwicklung dezentraler Speicherung durch 
Hausbatterien, häusliche Wärmespeiche-

Dekarbonisierung: Europaabgeordnete wollen 

Energiespeicherung in der EU fördern  

Der Energiemix in Europa basiert zunehmend auf erneuerbaren Quellen. Die Europaabgeordneten wollen da-

her Speicherlösungen wie Wasserstoff oder Hausbatterien stärken.  
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Eüropa isches Parlament 

erung, Fahrzeug-zu-Netz-Technologie und intelli-
gente Heimenergiesysteme zu fördern. 
 
Nächste Schritte 
 
Der Bericht wurde auf Ausschussebene mit 53 
gegen 3 Stimmen bei 15 Enthaltungen ange-
nommen. Er wird während der Plenarsitzung 
vom 8. bis 10. Juli zur Abstimmung gestellt. 
 
Hintergrund 
 
Um die Ziele des Pariser Abkommens über den 
Klimawandel zu erreichen, muss das europäi-
sche Energiesystem bis zur zweiten Hälfte dieses 
Jahrhunderts kohlenstoffneutral werden. Ob-

wohl erneuerbare Energiequellen der Schlüssel 
zur Erreichung dieses Ziels sind, sind einige der 
wichtigsten erneuerbaren Energien nicht immer 
zuverlässig: Die Leistung von Sonnen- und Wind-
energie hängt von der Tageszeit, den Jahreszei-
ten und dem Wetter ab. Da der Anteil der vari-
ablen erneuerbaren Energien zunimmt, spielt 
die Energiespeicherung eine immer wichtigere 
Rolle bei der Überbrückung der zeitlichen Lücke 
zwischen Energieerzeugung und Energiever-
brauch. 
 
Die Europäische Kommission schätzt, dass die 
EU in der Lage sein muss, sechsmal mehr Ener-
gie als heute zu speichern, um bis 2050 Netto-
Null-Treibhausgasemissionen zu erreichen. 

Die Finanzierung des Wiederaufbaus darf nicht 

zulasten der nächsten Generation geschehen  

Bereits vor dem Beginn der deutschen Ratspräsidentschaft und des nächsten Gipfeltreffens der EU-Staats- und 

Regierungschefs am 17. Juli erläuterte der Vorsitzende des Haushaltsausschusses, Van Overtveldt, den Stand-

punkt des Parlaments zum langfristigen EU-Haushalt.  

Während seiner Pressekonferenz am 30. Juni ver-

lautbarte der Vorsitzende des Haushaltsausschus-

ses, Johan Van Overtveldt („Fraktion der Europäi-

schen Konservativen und Reformer“, Belgien): 

„Damit die Wiederaufbaustrategie und das nächs-

te langfristige Budget in Kraft treten können, müs-

sen alle 27 Mitgliedstaaten an Bord sein.“ Außer-

dem bedarf es einer starken Führung und Vermitt-

lung durch die Kommission und nicht zuletzt des 

uneingeschränkten Engagements des Europäi-

schen Parlaments. . Das Parlament sei zwar bereit, 

zügig voranzukommen, es werde jedoch seine 

Rechte und Befugnisse hinlänglich nutzen. Zudem 

gäbe es keinen Grund, warum die Verantwortung 

für ein schnelles Handeln nur beim Parlament lie-

gen sollte, während es auf eine Einigung zwischen 

den Mitgliedsstaaten im Rat seit fast zwei Jahren 

warte. 

 

Sicherung langfristiger Prioritäten und Schutz der 

nächsten Generation  

 

Damit das Parlament dem nächsten mehrjährigen 

Finanzrahmen (2021 - 2027) zustimmen könne,  
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Eüropa isches Parlament 

 müssten dessen Programme ausreichend ausge-
stattet sein, um langfristige Projekte anzugehen 
– und nicht nur die unmittelbaren Bedürfnisse 
zur Krisenbewältigung. Neue europäische Ein-
nahmequellen, sogenannte Eigenmittel, seien 
notwendiger denn je, um die Refinanzierungs-
kosten der Sanierung durch andere Mittel als 
zusätzliche nationale Beiträge oder einen redu-
zierten EU-Haushalt zu decken. Letztere würden 
nämlich vor allem die nächsten Generationen 
bestrafen. Was das Wiederaufbauprogramm 
selbst betrifft, könne die notwendige demokrati-
sche Kontrolle und Transparenz nur durch die 
Einbindung und Aufsicht des Parlaments garan-
tiert werden, so Van Overtveldt weiter. 
 
 
 
 

Hintergrund 
 
Bereits am 19. Juni wurde in einer Videokonfe-
renz der europäischen Staats- und Regierungs-
chefs – auf Basis eines Kommissionsvorschlages 
vom 27. Mai – die verschiedenen Ansichten zum 
europäischen Wiederaufbaufonds sowie zum 
langfristigen EU-Haushalt (2021 - 2027) erörtert. 
Eine politische Einigung konnte dabei vorerst 
nicht erzielt werden. Bewegung soll hierbei das 
nächste Gipfeltreffen Mitte Juli in Brüssel brin-
gen, wobei die Verhandlungen auf den für die 
kommenden Tage erwarteten Vorschlägen des 
EU-Ratspräsidenten Charles Michel basieren sol-
len. Eine Einigung der Mitgliedsstaaten ist dabei 
die Grundlage für die weiteren Verhandlungen 
mit dem Parlament, welches gemäß geltendem 
EU-Recht (mit der Mehrheit seiner Mitglieder) 
ebenfalls zustimmen muss. 
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Sonstiges 

Die demografischen Herausforderungen in Europa 

erfordern lokale Lösungen 

Regional- und Kommunalpolitiker fordern die EU-Institutionen auf, eng mit den lokalen und regionalen Ge-

bietskörperschaften zusammenzuarbeiten, um die territorialen und sozioökonomischen Folgen des demografi-

schen Wandels zu bewältigen. 

Am 17. Juni veröffentlichte die Europäische Kom-

mission einen seit langem erwarteten Bericht 

über die Auswirkungen des demografischen Wan-

dels inklusive eine Reihe detaillierter Statistiken 

über die Lage in den einzelnen Mitgliedstaaten 

sowie weitere Karten und Daten auf EU-Ebene. 

 

In dem Bericht wird anerkannt‚ dass Fragen im 

Zusammenhang mit dem demografischen Wandel 

„häufig am besten auf lokaler und regionaler Ebe-

ne angegangen werden können“. Außerdem wird 

auf den engen Zusammenhang zwischen dem de-

mografischen Wandel und Entwicklungen in den 

Bereichen Nachhaltigkeit und digitaler Transfor-

mation hingewiesen. Der demografische Wandel 

könne in Gebieten, die mit einem Bevölkerungs-

rückgang zu kämpfen haben, zu einem Verlust 

des Vertrauens in Demokratie führen. Langfristig 

dürfte die schrumpfende Bevölkerung im er-

werbsfähigen Alter die öffentlichen Haushalte 

belasten und sich negativ auf die geopolitischen 

Perspektiven sowie die Stellung Europas in der 

Welt auswirken. 

 

In ihrer Rede auf der Plenartagung des Europäi-

schen Ausschusses der Regionen (AdR) am 1. Juli 

erklärte die für  Demokratie und Demografie zu-

ständige Vizepräsidentin der EU-Kommission, 

Dubravka Šuiča: „Wir müssen die Regionen, die 

am stärksten vom demografischen Wandel be-

troffen sind, in die Lage versetzen, ihre Lebens-

qualität zu erhalten beziehungsweise zu verbes-

sern und hierfür innovative Lösungen erarbeiten. 

Wir sind entschlossen, die Menschen in diesem 

Transformationsprozess zu unterstützen, indem 

wir konkrete Möglichkeiten bieten und dafür sor-

gen, dass niemand zurückgelassen wird.“ 

 

Der Präsident des AdR, Apostolos Tzitzikostas, 

ergänzte: „Die Covid-19-Pandemie hat verdeut-

licht, dass der demografische Wandel und seine 

langfristigen territorialen und sozioökonomischen 

Auswirkungen strategisch betrachtet werden 

müssen.“ Diese könnten zu einer „Geografie des 

Unbehagens“ führen, was wiederum extremisti-

schen Bewegungen und antieuropäischen Ansich-

ten in einigen – von Abwanderungstendenzen 

besonders betroffenen Regionen – Auftrieb ver-

schaffen könnte. Tzitzikostas hält in diesem Falle 

eine Polarisierung des demokratischen Systems 

für denkbar. Da die regionalen und lokalen Ge-

bietskörperschaften über zahlreiche rechtliche 

Zuständigkeiten in demografischen Fragen verfü-

gen, sei der AdR bereit, die Initiativen der Kom-

mission in diesem Bereich zum Wohle der in der 

EU lebenden Menschen zu unterstützen. 

 

Auf seiner nächsten Plenartagung im Oktober 

wird der AdR konkrete Vorschläge hinsichtlich der 

negativen Auswirkungen des demografischen 

Wandels in den Regionen der EU darlegen.  Be-

reits im dz. vorliegenden Stellungnahmeentwurf 

wird betont, dass eine kohärente politische Reak-

tion auf allen Regierungs- und Verwaltungseben 

erforderlich ist. 

 

https://ec.europa.eu/info/files/report-impact-demographic-change_de
https://ec.europa.eu/info/files/report-impact-demographic-change_de
https://ec.europa.eu/info/files/report-impact-demographic-change_de
https://cor.europa.eu/en/our-work/Pages/OpinionTimeline.aspx?opId=CDR-4647-2019
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Laüfende Konsültationen 

Die Europäische Kommission bietet eine Reihe an Möglichkeiten der Bürgerbeteiligung. Öffentliche Kon-

sultationen ermöglichen es Ihnen, sich während verschiedener Phasen des Beschlussfassungsverfahrens zu 

EU-Strategien zu äußern. Die neuesten der laufenden Konsultationen finden Sie in der folgenden Liste. 

 

   

Strategie für nachhaltig und intelligente Mobilität 

 Verkehr 

 1. Juli 2020 - 29. Juli 2020 

Evaluierung des Weißbuchs Verkehr von 2011 

 Verkehr 

 1. Juli 2020 - 23. September 2020  

Versicherungen und Rückversicherungsunternehmen 

 Bank - und Finanzdienstleistungen 

 1. Juli 2020 - 26. August 2020 

EU-Wettbewerbspolitik - Bekanntmachung über die 

Marktabgrenzung (Evaluierung) 

 Wettbewerb 

 26. Juni 2020 - 09. Oktober 2020 

Fangmöglichkeiten für das Jahr 2021 im Rahmen der 

Gemeinsamen Fischereipolitik 

 Maritime Angelegenheiten und Fischerei 

 17. Juni 2020 - 31. August 2020 

 Gesetz über digitale Dienste 

 Digitale Wirtschaft und Gesellschaft 

 2. Juni 2020 - 8. September 2020 

Neues Wettbewerbsinstrument 

 Wettbewerb 

 3. Juni 2020 - 8. September 2020 

Rahmen für Investitionsschutz und -erleichterung 

 Bank– und Finanzdienstleistungen 

 26. Mai 2020 - 8. September 2020 

Mehrwertsteuerregelung für Reisebüros (Bewertung) 

 Steuern 

 25. Mai 2020 - 14. September 2020 

Laden von Software auf Funkanlagen 

 Binnenmarkt 

 25. Mai 2020 - 14. September 2020 

Transeuropäische Energieinfrastruktur – Überarbei-

tung der Leitlinien 

 Energie 

 18. Mai 2020 - 13. Juli 2020 

Anpassung an den Klimawandel – EU-Strategie 

 Klimaschutz 

 14. Mai 2020 - 20. August 2020 

Tiefseefischerei im Nordostatlantik – Bewertung der 

EU-Vorschriften 

 Maritime Angelegenheiten und Fischerei 

 13. Mai 2020 - 5. August 2020 

Bewertung der EU-Politik zur Förderung der Land-

wirtschaft 

 Landwirtschaft und ländliche Entwicklung 

 8. Mai 2020 - 11. September 2020 

Geldwäsche & Terrorismusfinanzierung – Aktions-

plan 

 Binnenmarkt 

 7. Mai 2020 - 13. August 2020 

Verbringung von Abfällen – Überprüfung und Bewer-

tung der EU-Vorschriften 

 Umwelt 

 7. Mai 2020 - 30. Juli 2020 

 

https://ec.europa.eu/info/consultations_de
https://ec.europa.eu/info/consultations_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12438-Sustainable-and-Smart-Mobility-Strategy
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/2080-Evaluation-of-the-2011-White-Paper-on-Transport
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12461-Review-of-measures-on-taking-up-and-pursuit-of-the-insurance-and-reinsurance-business-Solvency-II-
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12325-Evaluation-of-the-Commission-Notice-on-market-definition-in-EU-competition-law
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12325-Evaluation-of-the-Commission-Notice-on-market-definition-in-EU-competition-law
https://ec.europa.eu/info/consultations/fishing-opportunities-2021-under-common-fisheries-policy_de
https://ec.europa.eu/info/consultations/fishing-opportunities-2021-under-common-fisheries-policy_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12417-Digital-Services-Act-deepening-the-Internal-Market-and-clarifying-responsibilities-for-digital-services
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12416-New-competition-tool/public-consultation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12403-Investment-protection-and-facilitation-framework/public-consultation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/11883-Evaluation-of-the-special-VAT-scheme-for-travel-agents/public-consultation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/2042-Application-of-Article-3-3-i-and-4-of-Directive-2014-53-EU-relating-to-Reconfigurable-Radio-Systems
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12382-Revision-of-the-guidelines-for-trans-European-Energy-infrastructure
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12382-Revision-of-the-guidelines-for-trans-European-Energy-infrastructure
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12381-EU-Strategy-on-Adaptation-to-Climate-Change
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/11815-Evaluation-of-access-to-deep-sea-fishing-in-the-north-east-Atlantic
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/11815-Evaluation-of-access-to-deep-sea-fishing-in-the-north-east-Atlantic
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/1859-Evaluation-of-the-EU-agricultural-promotion-policy
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/1859-Evaluation-of-the-EU-agricultural-promotion-policy
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12176-Action-Plan-on-anti-money-laundering
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12176-Action-Plan-on-anti-money-laundering
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/7567584-Waste-shipments-revision-of-EU-rules
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/7567584-Waste-shipments-revision-of-EU-rules
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Zum Inhaltsverzeichnis  

 

 

 

 

Eüropa ische Kommission  
Die Tagesordnung der wöchentlichen Sitzung der Europäischen Kommission finden Sie hier.  

Eüropa isches Parlament  
Den Entwurf der Tagesordnung finden Sie hier.  

Den Video-Stream der letzten Plenarsitzung finden Sie hier.  

Rat der Eüropa ischen Union 
Die aktuellen Ratssitzungen finden Sie hier.  

Eüropa ischer Gerichtshof 
Zum Kalender des Europäischen Gerichtshofs für die folgende Woche gelangen Sie hier.  

Aüsschüss der Regionen 
Zum Sitzungskalender des AdR gelangen Sie hier.  

Stellenaüsschreibüngen 
Zu den laufenden Stellenausschreibungen in der EU gelangen Sie hier.  

EU-Bookshop 
Interessante Veröffentlichungen aus der EU finden Sie hier.   
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http://ec.europa.eu/atwork/decision-making/weekly-meetings/index_de.htm
http://www.europarl.europa.eu/plenary/de/agendas.html#banner_session_live
http://www.europarl.europa.eu/wps-europarl-internet/frd/vod/player?session=last&currentSei=SEI3&language=de
http://www.consilium.europa.eu/de/meetings/calendar/
https://curia.europa.eu/jcms/jcms/Jo2_17661/de/
https://curia.europa.eu/jcms/jcms/Jo2_17661/de/
https://cor.europa.eu/en/our-work/Pages/Plenary-sessions.aspx
http://www.eurobrussels.com/
https://bookshop.europa.eu/de/home/
mailto:info@alpeuregio.eu
http://www.alpeuregio.org/index.php/de/

